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Delegierte Verordnung 

QUICK FIX DER EU-STANDARDS ZUR NACHHALTIGKEITS- 
BERICHTERSTATTUNG (ESRS) 
cepDossier Nr. 5/2025 

 
Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 11. Juli 2025 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 2023/2772 hinsichtlich der Verschiebung des Zeitpunkts der Anwendung der Offenlegungspflichten für be-
stimmte Unternehmen 
 

Kurzdarstellung 

► Allgemeiner Kontext 
– Am 5. Januar 2023 ist die EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (EU) 2022/2464 (Corporate 

Sustainability Reporting Directive, CSRD, s. cepAnalyse) in Kraft getreten. 
– Die CSRD gilt bisher für 

- große Unternehmen von öffentlichem Interesse mit mehr als 500 Mitarbeitern („Welle 1“-Unternehmen), 
- große Unternehmen, die mindestens zwei der folgenden drei Kriterien erfüllen: > 250 Mitarbeiter, 

> 25 Mio. Euro Bilanzsumme, > 50 Mio. Euro Umsatz („Welle 2“-Unternehmen) 
- börsennotierte kleine und mittlere Unternehmen (KMU) („Welle 3“-Unternehmen), und 
- EU-Tochterunternehmen von Nicht-EU-Konzernen, die bestimmte Schwellenwerte überschreiten 

(„Welle 4“-Unternehmen). 
– Die CSRD gilt bisher insbesondere für  

- Welle 1-Unternehmen erstmals im Jahr 2025 für das Geschäftsjahr 2024, 
- Welle 2-Unternehmen erstmals im Jahr 2026 für das Geschäftsjahr 2025, 
- Welle 3-Unternehmen erstmals im Jahr 2027 für das Geschäftsjahr 2026, wobei sie die Option haben, auf 

eine Berichterstattung in den Geschäftsjahren 2026 und 2027 zu verzichten. 
– Alle Unternehmen, die in den Geltungsbereich der CSRD fallen, sind zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 

gemäß den Europäischen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung (ESRS) verpflichtet. Die ESRS 
wurden in Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2023/2772 verankert. 

– Am 26. Februar 2025 legte die Kommission im Rahmen eines sogenannten Omnibus 1-Pakets zur Nachhal-
tigkeit zwei Gesetzgebungsvorschläge vor (s. cepAdhoc): 
- Vorschlag 1 [COM(2025) 80] sieht eine Verschiebung der Erstanwendung der Berichtspflichten für 

Welle 2- und Welle 3-Unternehmen um jeweils zwei Jahre vor. Er sieht jedoch kein Verschiebung bei 
Welle 1-Unternehmen vor. Diese Unternehmen müssen daher 2025 für das Geschäftsjahr 2024 Bericht 
erstatten. Der Rat und das Europäische Parlament haben dem Vorschlag bereits zugestimmt. Er trat am 
17. April 2025 in Kraft [(EU) 2025/794]. 

- Vorschlag 2 (COM(2025) 81) sieht insbesondere eine Beschränkung des Geltungsbereichs der CSRD auf 
große Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitern vor. Der Rat und das Europäische Parlament ver-
handeln derzeit noch über diesen Vorschlag. 

– Nach den derzeit geltenden ESRS müssen einige der darin verankerten Berichtspflichten von den berichts-
pflichtigen Unternehmen nur schrittweise befolgt werden [s. Anlage 1 der ESRS 1, Annex 1 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2023/2772]. Diese phasenweise Erstanwendung spezifischer Berichtsanforderungen 
schafft jedoch laut Kommission insbesondere zwei Probleme: 
- All jene Welle 1-Unternehmen, die nach Vorschlag 1 künftig nicht mehr in den Geltungsbereich der CSRD 

fallen sollen, müssten nach den ESRS – für die Geschäftsjahre 2025 und 2026 – dennoch bestimmte zu-
sätzliche Informationen melden. 

- All jene Welle 1-Unternehmen, die die zusätzlichen Berichtspflichten für die Geschäftsjahre 2025 und 
2026 zu erfüllen haben, müssten dies tun, obwohl die ESRS spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten 
der überarbeiteten CSRD (nach Vorschlag 2) angepasst und vereinfacht werden sollen. 

► Lösungsvorschlag der Kommission 
– Am 11. Juli 2025 veröffentlichte die Kommission eine Delegierte Verordnung zur gezielten Änderung der 

Delegierten Verordnung (EU) 2023/2772, um die beiden Problematiken zu adressieren [s. hier]. Diese sieht 
die folgenden zentralen Anpassungen vor: 
- All jene Welle 1-Unternehmen, die für die Geschäftsjahre 2025 und 2026 zusätzliche Informationen mel-

den müssten, sollen dies nun erst zwei Jahre später tun müssen. 
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- Einige stufenweise Regelungen, die bisher für Welle 1-Unternehmen gelten, die mehr als 750 Mitarbeiter 
haben, sollen für alle Welle 1-Unternehmen gelten. Das betrifft Vorgaben zu den 
- ESRS E4 (biologische Vielfalt und Ökosysteme), 
- ESRS S2 (Arbeitnehmer in der Wertschöpfungskette), 
- ESRS S3 (betroffene Gemeinschaften) und 
- ESRS S4 (Verbraucher und Endnutzer). 

- Bisher müssen Unternehmen mit weniger als 750 Mitarbeitern, die beschließen, die nach ESRS E4, ESRS 
S1, ESRS S2, ESRS S3 oder ESRS S4 erforderlichen Informationen auszulassen, dennoch angeben, ob die 
Nachhaltigkeitsthemen, die von diesen Standards abgedeckt werden, für das Unternehmen als wesentlich 
einzustufen sind, dennoch für jedes wesentliche Thema zusammenfassende Informationen bereitstellen. 
Jetzt soll diese Klausel für alle Welle 1-Unternehmen gelten. 

– Einen Überblick über alle Änderungen finden Sie hier. 

► Ausblick 

– Die überarbeitete Delegierte Verordnung findet Anwendung für Geschäftsjahre, die am 1. Januar 2025 oder 
später beginnen. 

– Der Rat und das Europäische Parlament können nun binnen vier Monaten Einwände gegen die überarbei-
tete Delegierte Verordnung erheben. Erheben sie keine Einwände tritt sie wenige Tage später in Kraft. 
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